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Drucksache 529 


Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

IV b 3 - 3541/58 


Bonn, den 31. Juli 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gewährung von Mitteln für die Unterbringung von 
Rentenberechtigten in Altersheimen, Kinderheimen oder 
ähnlichen Anstalten 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 333 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich — 
gestützt auf einen Bericht des Verbandes Deutscher Renten- 
versicherungsträger — wie folgt: 

Zu 1. 

über die Zahl der Rentenberechtigten, die im Jahre 1957 
gemäß § 1307 RVO bzw. § 86 AVG in Altersheimen, Kinder- 
heimen oder ähnlichen Anstalten untergebracht waren und 
den hierdurch entstandenen Brutto- und Nettoaufwand unter- 
richtet die nachstehende Zusammenstellung: 


Landes- 

versicherungs- 

anstalt 

Renten- 

berechtigte 

Heim- 

pfleglinge 

Brutto- 

aufwand 

Einbehaltene 
Rente und Zu- 
schüsse anderer 
Stellen (Für- 
sorgeverbände 
usw. 

Netto- 

aufwand 



Beträge in 1000 DM 


Oberbayern 

28 

67,9 

56,6 

11,3 

Oberpfalz 

13 

1,5 

— 

1,5 

Rheinprovinz 

1 

1,8 

— 

1,8 

Westfalen 

3400 

1200 

418 

782 

Hannover 

4 

5 

3,7 

1,3 

Braunschweig 

Bundesbahn- 

Versicherungs- 

24 

41 

22 

19 

anstalt 

31 

55,8 

23,8 ! 

32 

Bundesver- 
sicherungsan- 
stalt für 

3501 

1373 

524,1 

848,9 

Angestellte 

33 

6,7 | 

— 

6,7 


3534 

1379,7 

524,1 

855,6 
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Zu 2. 

In der Mehrzahl der Fälle wird der Hauptbetrag der Rente 
vom Versicherungsträger einbehalten, den Heimpfleglingen je- 
doch ein Taschengeld belassen, das durchschnittlich bei 15 DM 
im Monat liegt. Verschiedene Versicherungsanstalten leisten 
in Zusammenarbeit mit den Fürsorgeverbänden einen Zuschuß 
zu den Unterbringungskosten. 

Die Aufstellung zu 1. enthält nicht die Pfleglinge, die ohne 
Mitwirkung der Versicherungsträger in Heimen der genannten 
Art aufgenommen sind. Diesen weit größeren Personenkreis 
erfaßt die Statistik der Versicherungsträger nicht. Diese Per- 
sonen können die Kosten der Heimunterbringung aus ihrer 
Rente bestreiten. Sie treten als Selbstzahler auf und bean- 
spruchen die Vermittlung der Versicherungsanstalten bzw. der 
Fürsorgeverbände nicht. Dieses Verfahren wird von einigen 
Versicherungsanstalten als Ideallösung für die Zukunft an- 
gesehen. 

Zu 3. 

m. 

Die Versicherungsträger unterrichten den in Frage kommenden 
Personenkreis durch Richtlinien, Merkblätter und Pressever- 
lautbarungen über die durch § 1307 RVO und § 86 AVG ge- 
schaffenen Möglichkeiten. Um die Unterbringungsmöglichkeiten 
auszuschöpfen, stehen die Versicherungsträger .außerdem in 
enger Zusammenarbeit mit den Sozialverwaltungen und Be- 
zirksfürsorgeverbänden. 

Zu 4. 

Die Versicherungsanstalten Rheinprovinz und Westfalen haben 
in ihrem Haushalt auch für das Jahr 1958 größere Beträge 
für die Heiniunterbringung bereitgestellt. Die Versicherungsan- 
stalt Rheinprovinz hat im Haushaltsjahr 1958 für diese Zwecke 
rund fünf Millionen DM vorgesehen. Die Versicherungsanstalt 
Westfalen beabsichtigt, in den kommenden Jahren die Heim- 
unterbringung in Zusammenarbeit mit den Fürsorgeverbänden 
im bisherigen Umfang weiter zu pflegen. 

Allgemein zeigt sich jedoch, daß die Zahl der Rentner, die 
Aufnahme in einem Heim erstreben, zurückgeht; in zahlreichen 
Bezirken ist trotz Aufklärung des in Frage kommenden Per- 
sonenkreises überhaupt kein Bedürfnis nach einer Heimunter- 
bringung festzustellen. 


In Vertretung 

Dr. Claussen 
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